
Keine Eile bei der Lösung des Afghanistankonflikts 
UN-Vermittlung am toten Punkt 

Seit bald sieben Jahren kämpfen sowjetische Truppen in Afgha­
nistan1, doch ist weder ein militärischer Sieg in Sicht noch 
haben die Bemühungen um eine politische Lösung des Kon­
flikts den Durchbruch erzielt. Ohne konkrete Fortschritte wurde 
die bisher letzte Runde der im Rahmen der Vereinten Nationen 
stattfindenden Verhandlungen am 8. August auf unbestimmte 
Zeit vertagt. Der als Vermittler wirkende UN-Untergeneralse­
kretär für besondere politische Fragen, Diego Cordovez, erklärte 
zwar, der Verhandlungsprozeß sei »durchaus lebendig« und 
werde fortgesetzt, doch unter den Beobachtern mehren sich die 
Zweifel am Kompromißwillen der Sowjetunion. Cordovez selbst 
mußte einräumen, daß einige »schmerzliche Entscheidungen« 
noch nicht gefallen sind. 

Kosmetische Operationen 

Die Ablösung des mi t dem Odium eines Statthalters von Mos­
kaus Gnaden behafteten Babrak Karmal durch den f rüheren 
Geheimpolizeichef Mohammad Najibullah an der Spitze der 
> Demokratischen Volkspartei Afghanistans< erbrachte ebenso­
wenig die fällige Flurbereinigung wie die Ankünd igung des Ge­
n e r a l s e k r e t ä r s der KPdSU, Michai l Gorbatschow, bis Jahres­
ende sechs sowjetische Regimenter aus dem südl ichen Nach­
barland abzuziehen. »Plus ca change, plus c'est la meme chose«, 
könn te man mi t einem französischen Sprichwort sagen. Speku­
lationen über eine Kr iegsmüdigke i t der Sowjetunion, die durch 
Andeutungen aus öst l ichen Diplomatenkreisen g e n ä h r t werden, 
haben sich bislang nicht am Verhandlungstisch niedergeschla­
gen. Die Sowjetführer beteuern unab läss ig ihren guten Willen, 
die Verhandlungen zum Erfolg zu führen. Auch die Tatsache, 
daß der Krieg i n Afghanistan für die sowjetischen Massenme­
dien nicht mehr tabu ist, läßt sich als psychologische Vorberei­
tung eines Disengagements auffassen. Nach wie vor w i r d aber 
der Rückzug des »auf Verlangen seiner Regierung in Afghani­
stan befindlichen begrenzten sowjetischen Truppenkontin­
gents« von einer politischen Regelung abhäng ig gemacht, 
»welche die wirkliche Beendigung der bewaffneten ausländischen Ein­
mischung in die inneren Angelegenheiten der Demokratischen Republik 
Afghanistan gewährleistet und die Unmöglichkeit ihrer Wiederholung 
mit Sicherheit garantiert« 2. 
Diese groteske Verdrehung der Ursachen des Konflikts, wonach 
nicht n ä h e r bezeichnete fremde Mächte einen »unerk lä r t en 
Krieg gegen Afghanis tan« führen, bleibt das Standardargument 
Moskaus und des Regimes i n Kabul. 
Objektiv hä t t e der sowjetische Parteichef gute Gründe , das Af­
ghanistan-Abenteuer abzubrechen. Er t r äg t an der Fehlent­
scheidung des Poli tbüros keine persönl iche Mitschuld, sondern 
hat den Krieg von seinem Vor-Vor-Vorgänger geerbt. Als am 
25. Dezember 1979 die ersten sowjetischen Luftlandetruppen in 
Afghanistan eindrangen, war Gorbatschow erst Kandidat fürs 
Poli tbüro. Die gesamte damalige Parteispitze mi t Generalsekre­
tä r Breschnew, KGB-Chef Andropow und Verteidigungsmini­
ster Ustinow weil t nicht mehr unter den Lebenden. Sie hatte 
mi t einem leichten Feldzug gerechnet, der das erst anderthalb 
Jahre alte, i n Bedrängn i s geratene kommunistische Regime ret­
ten sollte. Der >starke Mann< in Kabul, Hafisullah Amin , muß te 
physisch eliminiert werden, wei l er Moskaus Ra tsch lägen keine 
Beachtung schenkte. Seine Schreckensherrschaft brachte den 
Volkszorn gegen die >Saur<-(April-)Revolution von 1978 auf. 
Der schon unter Amins Vorgänger Nur Mohammad Taraki kalt­
gestellte und als Botschafter in die Tschechoslowakei abgescho­
bene F ü h r e r des >Partscham<-Flügels (nach der Zeitung >Die 
Fahne<), Babrak Karmal, kehrte mi t den sowjetischen Truppen 
nach Kabul zurück. Karmal versuchte in der Folge, die Legende 
aufzubauen, er sei schon lange vor dem Einmarsch der Sowjets 
i m afghanischen Untergrund gegen den Tyrannen A m i n tät ig 
gewesen. Hinsichtlich des Datums seiner angeblichen Ankunft 

P I E R R E SIMONITSCH 

i n der Heimat widersprach er sich jedoch mehrmals. Es scheint 
auch erwiesen, daß seine erste Rundfunkansprache am 27. De­
zember 1979 über einen in der Sowjetunion stehenden Sender 
verbreitet wurde. 

Kosten-Nutzen-Rechnungen 

Karmal gelang es nicht, die Lage zu stabilisieren und den 
erstarkenden Widerstand in Schach zu halten. Vertrauliche Be­
richte sowjetischer und os teuropä ischer Pressekorresponden­
ten zuhanden ihrer Chefredaktionen zeichnen ein ziemlich dü­
steres Bi ld der Lage. 15 Kilometer von der Hauptstadt entfernt 
beginne das unsichere Gebiet. Abseits der S t r a ß e n und größe­
ren Ortschaften übe die Regierung keinerlei Autor i tä t mehr 
aus. Dieses Bi ld deckt sich weitgehend mi t den Angaben der 
Widerstandsbewegungen. Diplomaten aus dem Westen und der 
Dri t ten Welt gelangen nach Verwertung aller verfügbaren In­
formationen zu folgender Analyse: 

1. 
Die sowjetische F ü h r u n g habe eingesehen, daß in Afghanistan 
alle Voraussetzungen für die Errichtung eines kommunisti­
schen Systems fehlen. Der geringe Einfluß des >Revolutions-
rats< sei augenfällig. Die Flügelkämpfe und manchmal blutigen 
Auseinandersetzungen innerhalb der afghanischen Partei i r r i ­
t ieren Moskau. Parteichef Karmal wurde vor seiner Abberu­
fung ziemlich deutlich angeklagt, i n der Hast Fehler begangen 
und zu wenig Rücksicht auf die Traditionen genommen zu 
haben. Das sowjetische Parteiorgan >Prawda< berichtete i m 
A p r i l über Diskussionen i m afghanischen Revolutionsrat, bei 
denen »Unzufr iedenhei t mi t dem bisher Erreichten und scharfe 
K r i t i k an Fehlern, die den revolu t ionären Prozeß behinder ten« 
zum Ausdruck gebracht wurden. Es sei der afghanischen Füh­
rung auch nicht gelungen, ihre Basis über eine kleine Gruppe 
von Revolut ionären hinaus zu verbreitern. 

2. 
Ein mi l i tär ischer Sieg der afghanischen Armee und der sowjeti­
schen Truppen ist nicht absehbar. Die j üngs t en Offensiven i n 
den Provinzen Paktia und Nangrahar, durch welche die Wider­
s t andskämpfe r von ihren Nachschublagern in Pakistan abge­
schnitten werden sollten, zeitigten bestenfalls einen halben Er­
folg. Zwar gelang es der Regierungsseite, unter schweren Op­
fern einige S tü tzpunk te der >Mudschaheddin< zu zers tören, 
doch ihre Bes tände reichen nicht aus, die Grenze wirkungsvoll 
abzuriegeln. Um der in mehreren Landesteilen gleichzeitig auf­
flammenden Gegenoffensive Herr zu werden, müß ten massive 
sowjetische V e r s t ä r k u n g e n he rangeführ t werden — ein Szena­
rio, das stark an die Eskalation des Vietnamkriegs erinnert und 
vor dem die Sowjets zurückschrecken . 

3. 
Die außenpol i t i schen Kosten des Krieges steigen s tändig . Als 
Barometer k ö n n e n die Abstimmungen der UN-Generalver­
sammlung dienen. M i t der Resolution 40/123 verlangten letzten 
Herbst 122 Staaten den »unverzügl ichen Abzug der fremden 
Truppen aus Afghanis tan«. Nur 19 Staaten stimmten dagegen 
und 12 ü b t e n Stimmenthaltung. Dies war die bisher deutlichste 
Abstimmungsniederlage der Sowjetunion i n der UN-General­
versammlung. Ein Jahr zuvor lautete das Ergebnis 119 gegen 20 
Stimmen bei 14 Enthaltungen. Nur mehr die engsten Verbünde­
ten halten Moskau also in dieser Frage die Stange, und auch 
von ihnen nicht alle freiwill ig. 
Vor der Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen ist 
die Sowjetunion durch die Veröffentl ichung zweier Berichte 
wegen ihrer brutalen Kampfmethoden i n Afghanistan an den 
Pranger gestellt worden. Die Sowjets versuchten, den mi t der 
Berichterstattung betrauten ös te r re ich ischen Völkerrechtspro-
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fessor Felix Ermacora als Nazi-Sympathisanten hinzustellen, 
konnten aber die enorme Breitenwirkung seines ursprüngl i ­
chen 4 und ein Jahr spä te r fortgesetzten Reports nicht unterbin­
den. 
Was realpolitisch schwerer wiegt als Abstimmungen der UN-
Generalversammlung und Berichte der Menschenrechtskom­
mission, ist der Rückgang des sowjetischen Einflusses in der 
islamischen Welt. Moskau sieht seine Möglichkei ten schwinden, 
in der Nahostpolitik mitzumischen. M i t ihrem wichtigen Nach­
barstaat I ran hat die Sowjetunion nicht zuletzt wegen ihrer 
Mil i tär in tervent ion in Afghanistan ein gespanntes Verhäl tn is . 

4. 
I n der Sowjetunion selbst breitet sich Unbehagen über den end­
losen Krieg mi t seinen zahlreichen Opfern aus. Nach amerika­
nischen S c h ä t z u n g e n 5 haben die Sowjets bereits 10 000 Tote, 
30 000 Verwundete und Materialverluste von Mill iarden Rubel 
zu beklagen. Dienstverweigerung, Fahnenflucht, Alkohol- und 
Drogenprobleme nehmen unter den sowjetischen Soldaten zu. 
Durch die rasche Rotation der Kampfverbände sind i m Laufe 
der Jahre Mil l ionen junger Sowjetbürger mi t den Real i tä ten 
konfrontiert worden. Der Krieg kann daher vom Propaganda­
apparat nicht l änger verschwiegen oder als Polizeiaktion gegen 
vom Ausland nach Afghanistan eingeschleuste Banditen ver­
niedlicht werden. In der sowjetischen Hauptstadt ist von der 
Mißs t immung noch nicht viel zu spüren , berichten Gewährs leu­
te, doch in Provinzzeitungen erscheinen verklausulierte Todes­
anzeigen von jungen Männe rn , die i n Afghanistan fielen. 

5. 
Die materielle Last des Krieges erschwert die von Gorbatschow 
angestrebte S t ä r k u n g der Wirtschaft. Nicht nur der Unterhalt 
einer 115 000 Mann starken Invasionsarmee verschlingt eine 
Menge Geld, das für dringende Investitionen fehlt. I m Süden 
der Sowjetunion m u ß eine kostspielige Infrastruktur für den 
Nachschub, die Ablösung der Truppen und andere logistische 
Aufgaben aufrechterhalten werden. Nach Berechnungen von 
Experten übers te ig t die Zahl der indirekt durch den Afghani­
stankrieg gebundenen Sowje tbürger um ein Mehrfaches die 
Mannscha f t s s t ä rke der Kampfverbände . Darüber hinaus m u ß 
die Sowjetunion die ze r rü t t e t e Wirtschaft Afghanistans über 
Wasser halten. Die Auslandsverschuldung der Regierung in Ka­
bul betrug schon 1982 fast 60 Prozent des Bruttosozialpro­
dukts. 

Sicherlich werden hinter den Kremlmauern auch einige Argu­
mente für die Fortsetzung des Krieges in die Waagschale ge­
worfen. Eines ist die Kont inu i tä t der politischen Linie, welcher 
das kommunistische System großen Wert beimißt . Schon des 
Unfehlbarkeitsanspruchs der Partei wegen ist es immer schwie­
rig, einmal getroffene Entscheidungen rückgängig zu machen, 
auch wenn sie sich als falsch herausstellen. Dazu k ä m e i m Falle 
Afghanistans die Schmach, eine zumindest formal an der Macht 
befindliche >Bruderpartei< dem Verderben preiszugeben. Dem 
Dogma zufolge ist der Sieg des >Sozialismus< ein unumkehrba­
res historisches Gesetz. Daß die Sowjetunion Afghanistan be­
reits zum sozialistischen Lager zählt , macht die konstante Ver­
wendung der Abkürzung DRA als Staatsbezeichnung deutlich, 
wie dies unter kommunistischen L ä n d e r n üblich ist. 
Globalstrategisch stellt der Einmarsch der sowjetischen Trup­
pen i n Afghanistan unbestreitbar einen Schritt i n Richtung zu 
den warmen Meeren und den Ölquellen des Persischen Golfs 
dar. Ob dieser strategische Nutzen nur ein Nebeneffekt oder 
aber der Auslöser der Mil i tär in tervent ion war, w i r d der Ge­
schichtsschreibung wohl ewig verborgen bleiben. Die Sowjets 
selbst geben aber strategische Über legungen zu, wenn sie ihre 
kämpfer i sche T r u p p e n p r ä s e n z mi t der » in ternat ional i s t i schen 
Sol idar i tä t mi t dem afghanischen Volk und den Sicherheits­
interessen der Sowjetunion« rechtfertigen 6. Nach einer defensi­
ven Auslegung dieser Sicherheitsinteressen w ä r e es für die 
Sowjetunion gefährlich, wenn an ihren weichen Unterleib< — 

die kaukasischen oder überwiegend islamisch bevölker ten Re­
publiken — angrenzend ein zweites I ran oder ein proamerika­
nisch ausgerichtetes Regime en t s tünde . 
I n seiner Rede in Wladiwostok hat Gorbatschow nicht nur die 
Peitsche geschwungen, sondern auch das Zuckerbrot herge­
zeigt. Nach einer nationalen Versöhnung und einer Verbreite­
rung der gesellschaftlichen Basis der national-demokratischen 
Revolution soll eine Regierung unter Einbeziehung jener polit i­
schen Kräfte geschaffen werden, die sich gegenwär t ig außer­
halb der Landesgrenzen befinden, aber zur ehrlichen Teil­
nahme am Aufbau des neuen Afghanistan bereit sind. Wenige 
Tage spä te r st ieß der neue afghanische Par te i führe r Najibullah 
ins gleiche Horn. Wortwörtl ich wiederholte er i n einer Sendung 
von Radio Kabul das Angebot Gorbatschows auf Regierungsbe­
teiligung jener ins Ausland geflüchteten Gruppen, die das Re­
gime bisher als Banditen und Kriminel le bezeichnete und mi t 
denen es jegliche Verhandlungen ablehnte. 

Stummer Handel 

Dennoch bleiben die Widerstandsbewegungen von den Ver­
handlungen ausgeschlossen, die seit Juni 1982 unter der Ägide 
der Vereinten Nationen stattfinden. Das prozedurale Gerüs t 
dieser Verhandlungen gehör t zum Verschachteltsten, was sich 
bisher Diplomatengehirne ausdachten. Von den unmittelbaren 
Kriegsteilnehmern ist nur das von den Sowjets ges tütz te Re­
gime durch seinen Außenmin i s t e r Shah Mohammad Dost ver­
treten. Die Sowjetunion hä l t sich i m Hintergrund; die afghani­
schen Widerstandsbewegungen sind nicht zugelassen. Als einzi­
ger Verhandlungspartner der Regierung in Kabul t r i t t Pakistan 
i n Erscheinung. Außenmin i s t e r Sahabzada Yaqub-Khan be­
kommt aber seinen afghanischen Amtskollegen nie zu Gesicht. 
Die Pakistaner weigern sich, mi t den Vertretern Kabuls am 
gleichen Tisch Platz nehmen, weil sie die von der Sowjetunion 
eingesetzte Regierung nicht anerkennen. 

Zu Beginn wurden die Gesp räche >indirekt< geführt. Der UN-
Vermitt ler empfing in einem Büro des Genfer Völkerbundpala­
stes am Vormittag die pakistanische und am Nachmittag die af­
ghanische Delegation. Unter dieser Formel fanden drei Runden 
statt (16.-24.Juni 1982, 11.-22.April 1983 und 12.-24. Juni 1983). 
W ä h r e n d der langen Pausen versuchte Cordovez, durch Konsul­
tationen i n Kabul, Islamabad und Teheran den Prozeß voranzu­
treiben. Der Iran war zu den Verhandlungen eingeladen wor­
den, wei l sich auf seinem Terr i tor ium übe r eine Mi l l ion Afgha­
nis tan-Flücht l inge befinden. Die Regierung i n Teheran macht 
aber ihre Teilnahme von zwei Vorbedingungen abhängig : dem 
Abzug der sowjetischen Truppen aus Afghanistan und der Be­
teiligung der Widerstandsbewegungen an den Diskussionen 
übe r die Zukunft des Landes. Trotz ihres Boykotts läßt sich die 
Islamische Republik I ran laufend von Cordovez übe r den Ver­
handlungsstand informieren. 
Über ein Jahr lang ruhten die Verhandlungen völlig; ihre Wie­
derbelebung schien vergebliche Mühe . I m Laufe der drei ersten 
Runden hatten sich die B e m ü h u n g e n erfolglos auf die Ausar­
beitung eines einzigen Dokuments konzentriert, welches alle 
vier vereinbarten Kapitel unter einen Hu t bringen sollte. Diese 
Kapitel sind: 
1. Nichteinmischung i n die inneren Angelegenheiten der be­

troffenen Staaten, 
2. internationale Garantie dieser Nichteinmischung, 
3. freiwillige Heimkehr der etwa sechs Mil l ionen Flüchtl inge, 
4. Abzug der fremden Truppen. 
Der Vermitt ler der UN hatte Teile eines Vertragsentwurfs vor­
gelegt, die jedoch in dieser Form weder der Regierung in Kabul 
noch Pakistan annehmbar erschienen. 
I m A p r i l 1984 unternahm Cordovez mi t einer Rundreise durch 
den Mit t leren Osten einen Anlauf zur Überwindung der Hinder­
nisse. Man einigte sich dabei auf eine neue Verhandlungsform, 
die >proximity talks<: Die afghanische und die pakistanische 
Delegation sitzen gleichzeitig i n getrennten R ä u m e n , w ä h r e n d 
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Cordovez als > Briefträger< die Vorschläge und Gegenvorschläge 
h in und her t rägt . Von diesem neuen Verfahren erhoffte man 
sich eine rationellere Abwicklung der Gespräche . Die Formel 
erlaubte Ende August 1984 eine weitere, nur eine Woche dau­
ernde Verhandlungsrunde. Die beiden Seiten einigten sich aber 
lediglich darauf, die Nichteinmischung und Nichtintervention 
vom übr igen Paket zu trennen und in bilateralen Abkommen zu 
regeln. I n den Schlüsselfragen wurde keinerlei A n n ä h e r u n g er­
zielt. 
Selbst UN-Genera l sekre tä r Javier Perez de Cuellar verlor dar­
aufhin die Geduld. Wie er i n einer Unterhaltung mi t dem Autor 
dieser Zeilen erk lär te , könne die Weltorganisation nicht länger 
das Al ib i für einen angeblichen Friedenswillen liefern, w ä h r e n d 
der Krieg an Heftigkeit zunimmt. Der G e n e r a l s e k r e t ä r würde 
einer neuen Verhandlungsrunde erst zustimmen, wenn sich in 
den Kulissen ein Kompromiß abzeichnet. Nach langer Funk­
stille signalisierten die Konfliktparteien wieder etwas Bewe­
gung. Cordovez ergriff i m Mai 1985 erneut den Wanderstab und 
klapperte die Staatskanzleien des Mit t leren Ostens ab. Zwi­
schendurch brachten hohe UN-Chargen den Fall Afghanistan 
auch in Moskau und Washington aufs Tapet. Dabei wurde eine 
Vers tändigung erzielt, wonach die politische Lösung des Kon­
flikts aus einer Reihe von Rechtsinstrumenten bestehen soll: 

• einem Abkommen zwischen Afghanistan und Pakistan über 
Nichteinmischung und Nichteingreifen in die Angelegenheiten 
des anderen Staates; 

• einer Erklärung oder mehreren Erklärungen über internationale 
Garantien (die Sowjetunion und die USA zeigten sich gewillt, 
nach Vertragsabschluß die Souveränität Afghanistans schriftlich 
zu gewährleisten); 

• einem pakistanisch-afghanischen Abkommen über die freiwil­
lige Heimkehr der Flüchtlinge (ein ähnliches Übereinkommen 
müßte später mit dem Iran abgeschlossen werden); 

• einem Instrument, welches die Zusammenhänge und die Paralle­
lität zwischen den drei vorher genannten Maßnahmen und dem 
Rückzug der ausländischen Truppen herstellt. 

Das letzte und schwierigste Kapitel erhielt den unverfängl ichen 
englischen Titel interrelat ionships^ Wesentlicher Bestandteil 
soll ein zwischen Moskau und Kabul vereinbarter, von der Ge­
genseite akzeptierter Kalender für den Abzug der Sowjetarmee 
sein. Dafür müß te Pakistan die Militärhilfe für die Mudscha­
heddin einstellen und die Grenze zu Afghanistan für die Frei­
schär le r dicht machen. Dahinter stehen na tür l ich die großen 
Fragezeichen, wie ein Waffenstillstand erreicht werden und wer 

ein wieder u n a b h ä n g i g und blockfrei gewordenes Afghanistan 
regieren soll. 
Der erzielten Absprache folgte eine intensive Serie von Ver­
handlungen in Genf (20.-25.Juni, 27.-30.August und 16.-19. De­
zember 1985). Bereits in der Juni-Runde gelang es, die Entwürfe 
der bilateralen Abkommen über die Nichteinmischung und 
übe r die Flücht l inge zu Papier zu bringen. Der Vermitt ler der 
Vereinten Nationen erarbeitete i m Konzert m i t den Verhand­
lungspartnern auch den Text einer Deklaration übe r internatio­
nale Garantien, welcher der Sowjetunion und den USA zur Be­
gutachtung übermit te l t wurde. Beide Supe rmäch te schlugen Ab­
ände rungen vor, taten aber ihre Bereitschaft kund, auf dieser 
Basis als Garanten eines Friedensabkommens aufzutreten. 
Das entscheidende Kapitel indessen, das der in ter re la t ion­
ships^ gelangte ü b e r h a u p t nicht zur Behandlung. Der afghani­
sche Außenmin i s t e r behauptete plötzlich, daß diese Fragen 
nicht in indirekten Verhandlungen bereinigt werden könnten . 
Zur Inangriffnahme der Schlüsse lprobleme m ü s s e sich der Ver­
treter Pakistans mi t ihm an einen Tisch setzen. Pakistan wit­
terte hinter diesem Ansinnen eine Falle und lehnte es strikt ab. 
Das isolierte Regime in Kabul könne es j a lediglich auf seine 
diplomatische Aufwertung abgesehen haben und nach Errei­
chung dieses Ziels ein Abkommen übe r den Kern der Sache 
hintertreiben. Die Verhandlungen waren wieder am toten 
Punkt angelangt. 

I m März dieses Jahres reiste Cordovez erneut zehn Tage lang 
zwischen Kabul und Islamabad h in und her, um die Gespräche 
zu retten. Dabei kam der Kompromiß zustande, die Verhandlun­
gen vorläufig als >proximity talks< wei terzuführen. Bei der Un­
terzeichnung des Vertrags jedoch w ü r d e n die Vertreter Afgha­
nistans und Pakistans am gleichen Tisch Platz nehmen. I n Vor­
bereitung einer für den 5. Mai anberaumten neuen Runde redi­
gierte der UN-Vermittler einen eigenen Entwurf des Kapitels 
>Interrelationships< und flog damit am 18. Apr i l nach Neu-
Delhi, um ihn den bei einem Treffen der Bewegung der Block­
freien anwesenden Außenmin i s t e rn Afghanistans und Paki­
stans vorzulegen. 
Zu Beginn der siebenten Verhandlungsrunde erk lär te Cordovez 
vor der Presse in Genf, daß diese die endgült ig letzte sei. Er 
wollte die Kontrahenten damit in die Pflicht nehmen und deut­
lich machen, daß die Möglichkei ten der Vereinten Nationen 
bald erschöpft sind. Erstmals beklagte der hohe UN-Diplomat 

Auf unbestimmte Zeit vertagt 
wurden kürzlich die unter der 
Schirmherrschaft der Weltor­
ganisation stattfindenden Af­
ghanistan-Gespräche. Unmit­
telbar an ihnen beteiligt sind 
nur die Regierungen in Islama­
bad und Kabul, und auch diese 
reden nicht miteinander, son­
dern bedienen sich der Verein­
ten Nationen als Zwischenträ­
ger. Unser Bild vom 29August 
des Vorjahres zeigt den afgha­
nischen Außenminister Shah 
Mohammad Dost (3.V.I.) mit sei­
ner Delegation; ihm gegenüber 
(2.v.r.) sitzt Diego Cordovez, 
UN-Untergeneralsekretär für 
besondere politische Fragen. 
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>Ja zum Leben, Nein zu Drogen< 
lautet das Motto der durch Resolution 40/122 der Generalversamm­
lung der Vereinten Nationen einberufenen internationalen Konfe­
renz über Drogenmißbrauch und unerlaubten Suchtstoffverkehr< (In­
ternational Conference on Drug Abuse and Illicit Trafficking, ICDAIT). 
Sie wird vom 17. bis zum 26. Juni 1987 in Wien stattfinden. Die Besorg­
nis der internationalen Gemeinschaft angesichts dieses weltweiten 
Problems drückte sich beispielsweise auch in der >Erklärung über die 
Bekämpfung des Drogenhandels und Drogenmißbrauchs' vom 14. De­
zember 1984 aus (Text: VN 1/1986 S.39f.). 

auch öffentlich die mangelnde Eile der Unte rhänd le r . »Die Uh­
ren des Mit t leren Ostens gehen langsamer« , meinte er, »wenn 
ich das nächs t e Mal in die Gegend reise, werde ich anstelle des 
Flugzeugs ein Kamel benu tzen« . 
Einen Funken Hoffnung brachte die Meldung, daß die Sowjet­
union mi t ihren Schütz l ingen in Kabul einen Truppenrückzugs ­
kalender vereinbart hatte. M i t einiger Verzögerung gelangte 
dieser Kalender auf den Genfer Verhandlungstisch. Der Plan 
gibt den Sowjets nach der Unterzeichnung eines Abkommens 
aber vier Jahre Zeit, ihre Truppen etappenweise abzuziehen. 
Pakistan ver t r i t t die Ansicht, daß für diese Operation vier Mo­
nate ausreichen würden . »Jede Minute, die w i r der logistisch 
notwendigen Zeit für die Heimschaffung der Sowjetsoldaten 
hinzufügen, spielen w i r russisches Roulet te«, meinte ein paki­
stanischer Regierungsvertreter. Die Einstellung der Militärhilfe 
an die Mudschaheddin würde deren Kampf den gegenwär t igen 
Schwung nehmen, der sich nicht rasch wieder ankurbeln läßt, 
falls die Sowjets unter einem Vorwand eine neue Offensive 
starten. 
Bei den Verhandlungen geht es also darum, die einzelnen 
Schritte zeitlich abzustimmen und fest miteinander zu ve rknüp­
fen, damit sich keine Seite der Vert ragserfül lung entziehen 
kann. Seit dem Beginn der siebenten und e rk lä r te rweise letzten 
Runde hat sich aber nicht viel getan. Die Gespräche wurden 
bereits zweimal unterbrochen, immer mi t dem Hinweis, daß die 
gleiche Runde weitergeht. Laut Cordovez befinden sich die Ver­
handlungen indessen nicht wieder in der Sackgasse. Bei dem 
gegenseitigen Miß t rauen werde eben jedes Wort auf die Gold­
waage gelegt und jeder Satz auf eventuelle unterschiedliche 
Interpretationen geprüft. Die jüngs te Vertagung auf unbe­
stimmte Zeit gibt aber nicht gerade den Optimisten Auftrieb. 

>Afghanisierung< des Konflikts 

Worauf warten die Kontrahenten? Fü r die Sowjetunion liegen 
die Vorteile eines Zeitgewinns auf der Hand. Sie hofft, daß der 
neue afghanische Par te i führer Najibullah seine Sache besser 
macht als Karmal . Der 39jährige Paschtune aus der strategisch 
wichtigen Grenzprovinz Paktia war ursprüngl ich Arzt. Er ge­
hör t der Partscham-Linie und seit 1977 dem Zentralkomitee der 
Demokratischen Volkspartei an. Wie Karmal wurde er nach der 
April-Revolution, die eigentlich nur ein Putsch war, von der 
Chalq-Fraktion ins Exi l getrieben und kehrte 1979 wieder in die 
Heimat zurück. I m Revolutionsrat wurde er dann Verantwortli­
cher für den Staatssicherheitsdienst (Khad), den er nach dem 
Vorbild des sowjetischen KGB ausbaute. Er genießt den Ruf, 
die Widerstandsbewegungen mi t eigenen Leuten durchsetzen 
und spalten zu können . Einige Sonder-Waffenstillstandsverein-
barungen gehen auf seine Geschicklichkeit zurück, die Loyali­
t ä t von S tammes fü r s t en zu erkaufen. Als eine seiner Pr ior i tä ten 
hat Najibullah die S t ä r k u n g der arg geschrumpften Regie­
rungss t re i tk rä f te bekanntgegeben. 
I n genau dieses Muster paß t die Ankünd igung Gorbatschows, 
sechs sowjetische Regimenter bis Jahresende aus Afghanistan 
abzuziehen. Mili tärisch schwächt der Rückzug von etwa 7000 
Soldaten — darunter zwei sinnlose Luftabwehrregimenter — 
das Expeditionskorps kaum. Die wirksamsten Waffen der So­
wjets, ihre Flugzeuge und Kampfhubschrauber, starten ohnehin 
von Basen in der Sowjetunion. Die verlustreichen Gefechte auf 
dem Terrain möchte Moskau nach Möglichkeit den afghani­
schen Regierungstruppen über lassen . Augenzeugen berichten, 
daß zunehmend afghanische Soldaten an vorderster Linie ein­
gesetzt werden, un te r s tü t z t und angetrieben von sowjetischen 
>Speznas<-Einheiten. 
So wie die USA einmal den Vietnamkrieg >vietnamisieren< woll­
ten, versuchen die Sowjets jetzt i n Afghanistan den Regierungs­
soldaten die Hauptlast des Krieges aufzubürden. Auch die Stra­
tegie der verbrannten Erde, welche die Zivi lbevölkerung in die 
leichter zu kontrollierenden S täd te treiben und die Wider­
s t andskämpfe r jeglicher lokaler Un te r s tü t zung berauben soll, 
weckt Erinnerungen. Ob die Sowjets damit mehr Erfolg haben 
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als die Amerikaner, bleibt abzuwarten. Vorläufig setzt Moskau 
jedenfalls auf diese Karte. 
Unter Druck geraten ist die Gegenseite. Pakistan sieht sich 
zunehmend E inschüch te rungsve r suchen der Sowjetunion aus­
gesetzt. Die schon fast systematische Bombardierung pakistani­
scher Dörfer, i n denen sich afghanische Wider s t andskämpfe r 
aufhalten, ist gewiß kein Zufall. Angeblich hat Gorbatschow 
dem pakistanischen Staatschef Zia ul-Haq M a ß n a h m e n ange­
droht, falls er die Bildung einer afghanischen Exilregierung 
zuläßt. Der Vielvölkerstaat Pakistan m u ß auch ohne Zutun so­
wjetischer Agenten seine Destabilisierung befürchten. Die An­
wesenheit von fast vier Mil l ionen afghanischen Flüchtl ingen, 
die sich eine gewisse Autonomie geschaffen haben, führt zu 
Reibereien mi t der einheimischen Bevölkerung. Ein verschwie­
genes Kapitel ist der ausgedehnte Drogenhandel. Nach den Sta­
tistiken der Rauschgiftabteilung der Vereinten Nationen in 
Wien hat der >Goldene Halbmond< (das afghanisch-pakistani­
sche Grenzgebiet) das b e r ü h m t e >Goldene Dreieck< (Thailand-
Birma-Laos) als führender Heroinlieferant überflügelt . Das aus 
Afghanistan stammende Rohopium w i r d in geheimen Labors in 
Pakistan zu Heroin und anderen Derivaten weiterverarbeitet. 
Afghanische Widerstandsgruppen finanzieren auf diese Weise 
ihre Waffenkäufe. Der Großteil der Ware geht nach Europa und 
Nordamerika, doch auch in Pakistan selbst, vor allem i n Stu­
dentenkreisen, grassiert die Drogensucht. 
Die nunmehr auch innenpolitisch in Bedrängn i s geratene Re­
gierung Pakistans hat daher kein Interesse an einer Eskalation 
des Krieges in Afghanistan. Sie behindert den Transit moder­
ner amerikanischer Waffen für die Mudschaheddin. Nur wenige 
der von Washington gelieferten >Stinger<-Fliegerabwehrrake-
ten gelangten in die H ä n d e der Widers tandskämpfer . I m übri­
gen stellten sich die Raketen mi t infrarotempfindlichem Such­
kopf, die aus einem geschulterten Rohr abgefeuert werden, als 
unwirksam heraus. Es w i r d jetzt untersucht, ob die mangelnde 
technische Ausbildung der Fre ischär ler , der rüde Transport 
oder die starke Sonneneinwirkung daran die Schuld tragen. 
Sieben der wichtigsten Widerstandsbewegungen haben sich i m 
Herbst 1985 verbünde t . Sie trauen aber der Wahrnehmung ihrer 
Interessen durch Pakistan immer weniger. Wie ihr Sprecher 
Sayed Ahmad Gailani i m A p r i l i n Genf erklär te , w ü n s c h t die 
is lamische Allianz der Mudschaheddin Afghanistans< selbst an 
allen Verhandlungen teilzunehmen. Ein in Genf erzieltes Ab-
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kommen unter Ausschluß der Widerstandsbewegungen w ä r e 
wertlos, meinte Gailani. 
Das Zweckbündnis zwischen den verschiedenen Widerstands­
bewegungen verdeckt aber nur notdürft ig ihre innere Zerris­
senheit ideologischer und ethnischer Natur. Ihre Gönner wollen 
daher wissen, welchen Weg ein von ihnen geführ tes Afghani­
stan nehmen würde . Eine Theokratie nach iranischem Vorbild 
w ä r e für die gemäßig ten arabischen Staaten und den Westen 
ein schlimmeres Übel als ein kommunistisch angehauchtes Re­
gime. Die westlichen Mächte lassen sich daher alle Optionen 
offen. Sie unterhalten immer noch diplomatische Vertretungen 
in Kabul und akzeptieren bei UN-Konferenzen mi t rein forma­
len Vorbehalten die Beglaubigungsschreiben der afghanischen 
Regierungsvertreter. Der unbarmherzige Krieg in Afghanistan 

w i r d wohl noch viele Opfer kosten. Bevor die Zeit für eine trag­
fähige Lösung reift scheint, m ü s s e n alle Konfliktparteien erst 
ihre Hausaufgaben machen. 

Anmerkungen 

1 Siehe auch den Bericht zur 6. Notstandssondertagung der Generalversamm­
lung in VN 2/1980 S.58f£. und den Beitrag von Karl-Heinrich Rüdersdorf, Af­
ghanistan 1981. Faustpfand eines neuen Kalten Krieges oder lösungsfähiger 
Konflikt?, VN 4/1981 S.109ff. 

2 Gorbatschow vor dem XXVII. Parteitag der KPdSU. 
3 Text: S.143 dieser Ausgabe. 
4 Siehe VN 4/1985 S.128f. 
5 Robert A. Peck, stellvertretender Abteilungsleiter im US-Außenministerium, 

am l.Mai 1986 bei einem Hearing des Unterausschusses des Repräsentan­
tenhauses für auswärtige Angelegenheiten in Asien und im Pazifik. 

6 Gorbatschow am 28.Juli 1986 in Wladiwostok. 

Zypern und die Mutterländer 
i 

Es ist sattsam bekannt, daß in Zypern seit übe r zwei Jahrzehn­
ten kein Friede herrscht — trotz der steten B e m ü h u n g e n der 
Vereinten Nationen und verschiedener Mitgliedstaaten. Daß 
der Streit zwischen den beiden Volksgruppen die Beziehungen 
zwischen Ankara und Athen schwer belastet, ist ebenso allbe­
kannt. I n diesem Aufsatz möchte ich die Ansicht vertreten, daß 
ohne eine Versöhnung zwischen Griechenland und der Türke i 
eine dauerhafte Lösung nicht zu erreichen ist. I n diesem Zu­
sammenhang ist es zweckdienlich, den Ablauf der Ereignisse 
seit den fünfziger Jahren kurz in Erinnerung zu bringen. 
I n der Zypernfrage wurden die Weichen schon vor gut dreißig 
Jahren gestellt, nämlich 1954, als die griechische Regierung 
nach anfängl ichem Zögern dem D r ä n g e n von Erzbischof Maka­
rius und seiner Volksgruppe nachgab und sich an die General­
versammlung der Vereinten Nationen wandte mi t dem Ziel, die 
Vereinigung der Insel mi t Griechenland (Enosis) zu bewerkstel­
ligen, und zwar durch Ausübung des Selbstbestimmungsrechts 
(über den Ausgang einer solchen Abstimmung bestand ja kein 
Zweifel). Wichtiger als der Unmut, den Athen dadurch in Lon­
don erregte, war die grundlegende und folgenschwere Stellung­
nahme der Türkei : Nicht nur sei ihr das Schicksal der Türkisch-
Zyprer nicht gleichgültig, sondern die Insel sei auch für die Ver­
teidigung der südl ichen Türke i und des nördl ichen Mittelmee­
res wichtig. Trotz dieser Einwände , die na tür l ich von den Tür-
kisch-Zyprern begrüß t wurden, befaßte sich die Generalver­
sammlung auf Ersuchen Athens weiterhin jähr l ich mi t Zypern; 
die Griechisch-Zyprer ihrerseits griffen zu den Waffen. Durch 
diese Entwicklung gewann die Zypernfrage in der Türke i höch­
ste nationale Bedeutung — und dabei ist es geblieben. I n den 
nachfolgenden Jahren wurden Ankaras Entschlossenheit und 
Beharrlichkeit und das damit verbundene Durchha l t evermögen 
der Türkisch-Zyprer wiederholt un te rschä tz t . Der beinharte 
Stand der Türke i — in Istanbul und Izmir kam es zu schweren 
Auschreitungen gegen dort ansäss ige Griechen und deren Ei­
gentum — brachte 1960 ein für die tü rk i sche Seite vorteilhaftes 
Vertragswerk, das in hohem Maße ihrem Hauptanliegen Rech­
nung trug. 

Innerhalb weniger Jahre wurde die griechische Regierung von 
den Griechisch-Zyprern wiederum unter Druck gesetzt, welche 
die Vereinbarungen von 1960 als untragbar empfanden und 
deren schrittweisen Abbau anstrebten. Keine Regierung in 
Athen hä t t e sich diesem Vorhaben widersetzen und ihre Unter­
s tü tzung verweigern können : zu eng waren die Bande, die Grie­
chenland von jeher mi t der Insel verknüpf ten , zu groß der Ein­
fluß der Kirche und das Ansehen Makarios', des Hellenisten. 
Athen war sich natür l ich voll bewußt, daß dies ein schicksal­
schwerer Entschluß war, der neue, gefährl iche Spannungen mi t 
Ankara entfachen würde . 

REMY G O R G E 

Als die Türkei , i n ihrer Eigenschaft als Schutzmacht, i m Dezem­
ber 1963, noch vor den Türkisch-Zyprern , Makarios' Vorschläge 
zu einer Ver fassungsänderung verwarf und noch i m selben Mo­
nat die ersten Wirren ausbrachen, sandte Griechenland in ra­
scher Folge Tausende von Offizieren und Truppen auf die Insel; 

Nicht von Erfolg gekrönt waren bisher die zähen Bemühun­
gen der Weltorganisation um eine Lösung der Zypernfrage — 
ungeachtet langer Beschäftigung mit dem Thema (vgl Ans­
gar Skriver, Zyprische >Jubiläen<. Zwanzig Jahre UNFICYP, 
zehn Jahre Teilung, VN 2/1984 SAlff.). Der letzte Bericht des 
Generalsekretärs vom ll.Juni 1986 (UN-Doc.S/18102/Add.l) 
ist höchst lesenswert und verdeutlicht einmal mehr, warum 
die bestgemeinten Vorschläge — wie sein jüngster Entwurf 
eines Rahmenabkommens — nicht zum Ziele führen können. 
Äußerst aufschlußreich sind nämlich die Stellungnahmen 
beider Seiten zu diesem Entwurf; die ausführlichen Antwor­
ten, die dem Bericht beiliegen, machen es augenfällig, daß in 
den grundlegenden Fragen die Kluft ebenso tief ist wie vor 
zehn Jahren anläßlich der Wiener Gespräche unter der 
Schirmherrschaft von Kurt Waldheim. Die offenen Fragen 
betreffen nach wie vor: 
• den Zeitpunkt und das Ausmaß des Rückzugs der türki­

schen Truppen; 
• die sogenannten internationalen Garantien; 
• die Bewegungsfreiheit und Freizügigkeit sowie die freie 

Ausübung des Eigentumsrechts 
und schließlich 
• den Abzug der Festland-Türken, die sich seit 1974 ange­

siedelt haben. 
Angesichts des unvermindert gespannten Verhältnisses zwi­
schen den beiden Volksgruppen sowie zwischen Ankara und 
Athen — der kürzliche dreitägige Besuch des türkischen Mi­
nisterpräsidenten im Norden Zyperns sorgte für erneute Er­
regung — kommt es eigentlich nicht überraschend daß Prä­
sident Kyprianou darauf dringt, vorgängig, also vor Unter­
zeichnung eines Rahmenabkommens (das sich vor allem mit 
der Grundform, der Aufgabenverteilung, der gesetzgebenden 
und der vollstreckenden Gewalt eines künftigen Bundes­
staates und mit Verfahrensfragen befaßt} die obigen schwe­
benden Fragen anzupacken und einer Lösung zuzuführen. In 
den Augen Ankaras allerdings ist die griechische Seite nur 
darauf bedacht, eine vernünftige Lösung zu vereiteln, denn 
Zypern solle weiterhin dazu dienen, die Türkei an den Pran­
ger zu stellen, um ihr einerseits den Weg in die Europäische 
Gemeinschaft zu versperren und andererseits die amerikani­
sche Militär- und Wirtschaftshilfe an den >Erbfeind< trotz 
dessen geopolitisch bedeutsamer Lage in Schranken zu hal­
ten. 
Es ist deshalb nicht verwunderlich, daß nach dem letzten UN-
Bericht, in dem Perez de Cuellar seine Enttäuschung und 
Besorgnis nicht verbirgt, Stimmen laut werden, welche die 
Zypernfrage als unlösbar und die gegenwärtige De-facto-
Teilung als Dauerschicksal bezeichnen. Der Verfasser dieses 
Aufsatzes teilt diese Meinung — sofern keine Staatsmänner 
auftreten, um wie vor rund sechzig Jahren einen bahnbre­
chenden Wandel in den Beziehungen zwischen der griechi­
schen und der türkischen Nation herbeizuführen. 
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